
Aktuell entzünden sich in Deutsch-

land Konflikte zwischen 

"Einheimischen" und Einwan-

derern vermehrt an Mo-

scheebauvorhaben.  

Bundesweite Beachtung 

erlangte etwa die Aus-

einandersetzung um 

den Bau der Kölner 

DITIB-Zentralmoschee, 

in deren Folge die 

rechtspopulistische PRO-

Bewegung erstmalig grö-

ßere Aufmerksamkeit fand.  

Mögliche Erklärungen für die 

Entstehung des Konfliktfeldes rund 

um den Moscheebau sind vielfältig. Bedeut-

sam ist sicher, dass einerseits im Laufe des ver-

gangenen Jahrzehnts (angesichts von islamistisch 

motiviertem Terrorismus) in den westlichen Ge-

sellschaften eine generalisierende Islamskepsis 

zugenommen hat (Halm 2012). Diese wird un-

ter Umständen durch rechtsextreme und islam-

feindliche Organisationen instrumentalisiert (Fels 

et. al. 2012). Andererseits begreifen sich die 

Muslime immer stärker als der deutschen Gesell-

schaft zugehörig und sind auf Anerkennung und 

Repräsentation ihres Glaubens bedacht, auch im 

öffentlichen Raum (vgl. Uslucan 2011, S. 86). 

Zugleich begünstigen weitere Trends, wie die 

mit Blick auf die deutschstämmige Bevölkerung 

ungünstige demographische Entwick-

lung in vielen Städten und die Kri-

se der christlichen Kirchen, 

Ängste unter den 

"Einheimischen". 

Der Islam in Deutschland 

befindet sich währenddes-

sen in einer Konsolidie-

rungsphase, in der viele 

muslimische Gemeinden 

bestrebt sind, bisherige 

bauliche Provisorien durch 

repräsentative Moscheen zu 

ersetzen. Grundsätzlich wird 

damit das "Konfliktfeld Moschee-

bau" an Bedeutung gewinnen. Zu-

gleich sind die Erfahrungen mit Bauvorha-

ben und Moderationsprozessen vor Ort mannig-

faltig.  

Die Entstehung von Moscheebaukonflikten ist 

keineswegs zwangsläufig, sondern hängt von 

einer Reihe von Bedingungen ab, auf die die 

Stadtgesellschaft und die Kommunalpolitik ein-

wirken können.  

Das vorliegende Policy Paper soll zum Verständ-

nis von Moscheebaukonflikten beitragen und 

pragmatische Strategien gegen eine Spaltung der 

Stadtgesellschaft skizzieren. 

Policy Paper  

Die Policy Paper des ZfTI greifen aktuelle politische Debatten zu den Themen Migration, Einwandererintegration, Türkei und 

türkisch-europäische Beziehungen auf. Sie skizzieren knapp und orientiert auf die politische Praxis den jeweiligen wissen-

schaftlichen Kenntnisstand und leiten Schlussfolgerungen für politische Steuerungsaufgaben ab.  Die ZfTI Policy Paper erschei-

nen in unregelmäßiger Folge und sind über das ZfTI zu beziehen. 
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 Sie bedürfen in besonderer Weise der Unterstüt-

zung beim Vereinsmanagement und der Öffent-

lichkeitsarbeit.  

 Baubehörden sollten der potenziellen Bri-

sanz von Moscheebauvorhaben Rechnung tra-

gen und besonderen Wert auf Verfahrenstrans-

parenz, geregelten Informationsfluss und eine 

offene Gesprächssituation legen (vgl. Beinhauer-

Köhler/Leggewie 2009, S. 211-112). Seitens der  

 

Kommunalpolitik wie der muslimischen Akteure 

gilt es, die entscheidenden zivilgesellschaftlichen 

Kräfte (einschließlich der Kirchen) im Stadtteil 

frühzeitig in den Planungsprozess einzubeziehen. 
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Muslimisches Gemeindeleben heute -  

Suche nach Repräsentation und Anerkennung 

2012 hat das ZfTI im Auftrag der Deutschen Islam 

Konferenz (DIK) die erste bundesweite Studie zu An-

geboten und Organisationsstrukturen muslimischer 

Gemeinden in Deutschland vorgelegt (siehe Halm et 

al. 2012).  

Aus dieser Studie geht hervor, dass aktuell rund 

2.350 muslimische einschließlich alevitische Gemein-

den mit Gebetsräumlichkeiten in Deutschland existie-

ren. Die meisten dieser Gemeinden machen weit 

über religiöse Dienstleistungen hinausgehende Ange-

bote. Orientierungshilfen in der deutschen Gesell-

schaft (z. B. Sozial-, Erziehungs- und Gesundheitsbe-

ratung, Hausaufgabenhilfe, deutsche Sprachkurse) 

nehmen einen breiten Raum ein, wobei die Verein-

barung religiöser und nicht religiöser Angebote 

selbstverständlich scheint. Je vielfältiger das religiöse 

Angebot ist, desto vielfältiger ist auch das nicht religi-

öse Angebot - und beides richtet sich nach den per-

sonellen, finanziellen und infrastrukturellen Möglich-

keiten der Moscheen und Cem-Häuser. Dieser Be-

fund widerspricht der von Islamkritikern gern unter-

stellten tendenziellen desintegrativen Wirkung der 

Moscheen.  

Heute haben (nur) 12% der Moscheen ein Minarett, 

während 39% der muslimischen Gemeinden laut der 

ZfTI-Studie Bauprojekte planen. Diese sind weniger 

im unzureichenden Raumangebot  der   

 

bestehenden Bauten begründet (das 

in der ZfTI-Befragung dem Nut-

zerumfang weitgehend an-

gemessen erscheint), als 

vielmehr in dem Be-

dürfnis, Eigentum 

in Form repräsen-

tativer Gebets- 

und Vereins-

stätten zu 

bilden und 

damit auch 

im öffentli-

chen Raum 

sichtbarer 

zu werden. 

An der re-

lativ gro-

ßen Zahl 

der geplan-

ten Baupro-

jekte wird mit-

hin deutlich, 

dass zukünftig 

beträchtliches Po-

tenzial für Konflikte 

mit der Mehrheitsgesell-

schaft um Moscheebauten 

besteht - eine Herausforderung, 

der vor Ort begegnet werden muss. 

Dimensionen von Moscheebaukonflikte 

Das sich wandelnde gesellschaftspolitische Umfeld, in 

dem Moscheeneubauten stattfinden und das die 

Entstehung von Konflikten tendenziell begünstigt, 

wurde eingangs bereits angesprochen. Aufgrund der 

vergleichenden Betrachtung des Verlaufs unter-

schiedlicher Bauprojekte unterscheidet Thomas 

Schmitt (2008) vier Dimensionen von Mo-

scheebaukonflikten: 

Raum: Diese Konfliktdimension bezieht sich 

auf Bauvorhaben in ihrer konkreten Ortsge-

bundenheit. Baurechtliche Fragen und Nach-

barschaftskonflikte sind hier zu verorten. 

Ethnisch-kulturelle Differenz: Hierzu zählen 

die Qualität des Zusammenlebens von Mehr-

heit und Minderheit, Ängste der deutschen 

Bevölkerung vor kulturellem Wandel durch 

muslimische Einwanderung und die politische 

Instrumentalisierung dieser Ängste. 

Religion: Diese Dimension fasst  im interreligiösen 

Dialog begründete Konflikte zusammen. 

Kommunikation: Schließlich sind Entstehung und 

Verlauf von Moscheebaukonflikten 

von der Existenz funktionieren-

der Informationskanäle zwi-

schen den potentiellen 

Konfliktakteuren und 

von deren Ge-

sprächsfähigkeit 

bestimmt. 

Diese Dimensio-

nen sind ein 

Strukturie-

rungsangebot, 

das Moschee-

baukonflikte in 

ihrer Komplexität 

zu verstehen hilft 

und zugleich Ansatz-

punkte für das Engage-

ment seitens der Stadtge-

sellschaft und Kommunalpo-

litik einschließlich der Verwal-

tung bietet. Dabei werden einzelne 

Maßnahmen und Strategien in der Regel 

mehr als eine der oben genannten Dimensionen be-

rühren, und nicht alle Dimensionen sind in gleichem 

Umfang politischer Einflussnahme zugänglich. 

Politische Einflussmöglichkeiten auf den konstruk-

tiven Verlauf von Bauprojekten 

Erfahrungen in unterschiedlichen Kommunen 

mit Moscheebauvorhaben legen eine Reihe 

von Strategien nahe, die zu einem kon-

struktiven Entscheidungs- und Bauprozesses 

beitragen. Einige wichtige sind die folgen-

den: 

 Konflikte um Moscheebauten haben 

eine hoch symbolische Konnotation. Sie 

spiegeln nur zum Teil ein zuvor funktio-

nierendes oder nicht funktionierendes in-

terkulturelles Zusammenleben im Stadtteil. 

Insofern entsprechen sie einer für den Um-

gang mit dem Islam in Deutschland auch ge-

nerell gültigen Beobachtung, dass Islamableh-

nung oft nicht dem unmittelbaren Erleben und 

der Begegnung "vor Ort" geschuldet ist, sondern 

vermittelt wird (Halm 2012). Das inzwischen regel-

mäßige Auftreten rechtspopulistischer und islam-

feindlicher Organisationen wie der PRO-Bewegung, 

deren Aktivitäten zumeist nicht vor Ort wurzeln, 

sondern von Außen (drohende) Konflikte instrumen-

talisieren, können im Sinne der Vermittlung von Isla-

mablehnung äußerst negative Wirkungen haben. Die 

scharfe Abgrenzung von Politik und Gesellschaft ge-

genüber diesen Organisationen ist damit eine wichti-

ge Voraussetzung für gelingende Moderationsprozes-

se. 

 Zugleich darf die Auseinandersetzung mit Ängs-

ten in der Bevölkerung nicht unterbleiben. Es gilt, 

politischer Instrumentalisierung auch dadurch vorzu-

beugen, dass die Kommunalpolitik über den Islam 

und die konkrete Glaubensgemeinschaft, die einen 

Bauantrag stellt, informiert, diese für die Beteiligung 

an Informationskampagnen gewinnt und frühzeitig 

die lokalen Medien einbezieht (Telli 2008, S. 289). 

Dabei sollte die Informationspolitik, analog zu der 

Vorgehensweise rechter Bewegungen, klienteladä-

quat und aufsuchend sein (Schmitz/Häusler 2008, S. 

250). 

 Die muslimischen Gemeinden sind in noch stär-

kerem Maß auf freiwilliges Engagement angewiesen 

und verfügen über weniger professionelle Ressour-

cen als die meisten christlichen Gemeinden. 

 

 

 

 

Muslime und 

ihre Glaubensrichtungen in Deutschland 

In Deutschland leben heute rund 4 Mio. Menschen 

muslimischen Glaubens. Eine Mehrheit von 74 % 

rechnet sich der sunnitischen Glaubensrichtung zu, 

von denen die meisten türkische Wurzeln haben, 

gefolgt von den ebenfalls aus der Türkei stammen-

den Aleviten mit 13 % (wobei es unterschiedliche 

Auffassungen bezüglich ihrer Zugehörigkeit zu den 

Muslimen gibt) und Schiiten mit einem Anteil von 7 

% (Haug et al. 2009, S. 79). In NRW leben zwi-

schen 1,3 und 1,5 Mio. Muslime (MAIS NRW 2010, 

S. 34). Aleviten versammeln sich statt in Moscheen 

in den sog. Cem-Häusern. 

Muslimische Verbändelandschaft in der Bundesrepublik 

Als größter Verband muslimischer Gemeinden in Deutschland 

organisiert die auf Initiative des türkischen Präsidiums für Religi-

onsangelegenheiten gegründete DITIB die (relative) Mehrheit 

der sunnitischen Muslime in Deutschland. Die IGMG (Islamische 

Gemeinschaft Milli Görüs) ist der größte (sunnitische) staatsunab-

hängige Verband und zugleich wichtiges Mitglied im Dachver-

band Islamrat. Als zweiter Dachverband organisiert der ZMD 

(Zentralrat der Muslime in Deutschland) Verbände und Einzelor-

ganisationen unterschiedlicher Herkunftsgruppen und Glaubens-

richtungen. Der VIKZ (Verband der Islamischen Kulturzentren) 

schließlich vertritt einen mystisch geprägten sunnitischen Islam. 

Die bedeutendste alevitische Organisation ist die Alevitische Ge-

meinde Deutschland (AABF). Der KRM (Koordinierungsrat der 

Muslime), bestehend aus DITIB, Islamrat, ZMD und VIKZ, hat 

sich im Zuge der Deutschen Islamkonferenz konstituiert. Neben 

diesen größten Verbänden existieren zahlreiche weitere, regiona-

le, herkunfts- oder bekenntnisorientierte Zusammenschlüsse so-

wie Gemeinden, die nicht verbandlich organisiert sind. 

Verträge in Hamburg und Bremen 

Einen neuen Weg der Integration der Muslime beschrei-

ten in jüngster Zeit die Stadtstaaten Hamburg und Bre-

men, die Vereinbarungen mit muslimischen Verbänden 

geschlossen haben, die etwa muslimische Feiertage, die 

Vertretung in öffentlich-rechtlichen Gremien, den Religi-

onsunterricht, aber auch die Frage des Moscheebaus re-

geln. Für den Moscheebau haben die Verträge allerdings 

eher deklamatorischen Wert. Die Parteien bekennen sich 

zum Recht auf den Bau von Gebetshäusern bzw. zu ei-

nem abgestimmten Vorgehen. Die grundsätzliche (bau)

rechtliche Situation, die im Rahmen des Rechts auf freie 

Ausübung der Religion und der damit grundsätzlich ver-

bundenen Baumöglichkeit von Fall zu Fall zu Konflikten 

führen kann, bleibt jedoch unberührt. 
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